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Einführung

Die Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) ist als „Leuchtturmpro-
jekt“ der Europäischen Union (EU) im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
(Art. 3 Abs. 2 EUV, Art. 67 Abs. 1 AEUV) nach jahrelangem Ringen mit Inkrafttreten der 
Verordnung (EU) 2017/19391 (EUStA-VO) am 20. 11. 2017 Wirklichkeit geworden. Ihre 
operative Arbeit nahm die erste supranationale Strafverfolgungsbehörde am 01. 06. 2021 
auf. Sie betreibt „Strafverfolgung im Namen Europas“2, wobei sie nicht nur die strafrecht-
lichen Ermittlungen führt, sondern gegebenenfalls auch die Anklage vor einem nationa-
len Gericht vertritt.3 Die EUStA verfolgt Straftaten zulasten der finanziellen Interessen der 
Union. Ihren Sitz hat die EUStA in Luxemburg, wobei in jedem Mitgliedsstaat mindestens 
zwei Delegierte Europäische Staatsanwälte (DEStA) vor Ort die strafrechtlichen Ermitt-
lungen führen. Dabei wenden die DEStA das im jeweiligen Mitgliedsstaat geltende na-
tionale Strafverfahrensrecht an. Diese Struktur führt zu institutionellen sowie normativen 
Verflechtungen auf nationaler und europäischer Ebene. Dadurch entstehen Abgrenzungs-
probleme angesichts der Vielfalt der in Betracht kommenden Grundrechtsordnungen im 
Strafverfahren der EUStA.4

Aufgrund ihres dezentralen institutionellen Aufbaus und ihrer hybriden Rechtsanwen-
dung ist die EUStA als eine EU-Einrichtung sui generis zu bezeichnen. Sie besteht institu-
tionell aus einer zentralen und dezentralen Ebene, wobei der operative Arbeitsschwerpunkt 
auf der dezentralen Ebene liegt. Die DEStA üben ihre Strafverfolgungstätigkeit auf dem 
Hoheitsgebiet desjenigen Mitgliedsstaats aus, der sie ernannte. Sie sind zum einen inte-
grativer Teil der EUStA, gehören aber zum anderen dem nationalen Justizkörper an (soge-
nanntes „Doppelhutprinzip“); diese Struktur ist für eine Einrichtung der EU ungewöhnlich. 
Zudem wendet die EUStA – insbesondere der DEStA – im Rahmen der von ihr geführten 
Verfahren nicht nur Unionsrecht, sondern auch nationales Recht an. Dass eine Unionsein-
richtung nationales Recht anwendet, durchbricht den Grundsatz des Trennungsprinzips des 
direkten und indirekten Vollzugs im Unionsrecht. Aufgrund dieser spezifischen Eigenhei-
ten der EUStA ist für das von ihren Strafverfolgungsmaßnahmen betroffene Individuum 
nicht ohne Weiteres ersichtlich, auf welche Grundrechtsordnung es sich berufen kann.

1  Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchführung einer Verstärk-
ten Zusammenarbeit zur Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA), ABL. EU 2017 
Nr. L 283, S. 1.

2  Brodowski, GA 2022, 421.
3  EuGH, Urt. v. 21. 12. 2023 – C‑281/22 (G. K. u. a.), Rn. 40; Brodowski, GA 2022, 421; Wirth, 

EUStA, S. 21.
4  Vgl. Sauer, in: Matz-Lück/Hong, Mehrebenensystem, 1 (3).
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Demnach wird die Frage nach der Grundrechtsbindung der EUStA aufgeworfen. Die 
Arbeit legt dabei einen Schwerpunkt auf den DEStA5, der das Ermittlungsverfahren in sei-
nem Mitgliedsstaat leitet und gegebenenfalls die Anklage vor den nationalen Gerichten 
vertritt. Die Ausgestaltung der ihm von der EUStA-VO eingeräumten strafprozessualen 
Befugnisse und sein Agieren auf der europäischen und nationalen Ebene machen ihn nicht 
nur zu einer der operativ wichtigsten, sondern gleichzeitig auch zu dem in rechtlicher Hin-
sicht diffusesten Akteur der EUStA.

Mit Blick auf die Verflechtungen der nationalen und unionalen Ebene ist zunächst zu 
klären, welcher Hoheitsgewalt der von der Bundesrepublik Deutschland ernannte DEStA 
zuzuordnen ist und welche Konsequenzen sich hieraus für die Frage seiner Grundrechts-
bindung ergeben. Es ist zu analysieren, wie sich die zahlreichen in der EUStA-VO ent-
haltenen Öffnungsklauseln, die auf die Anwendung nationalen Rechts verweisen, auf die 
Grundrechtsbindung der EUStA auswirken. Hinsichtlich der Anwendung der Grundrechte 
durch Gerichte und Behörden im Verfahren der EUStA stellt sich die Frage, wie sich die 
deutsche und die europäische Grundrechtsordnung im Fall einer möglichen Doppelbin-
dung der EUStA zueinander verhalten. In den Fokus der Betrachtung ist dabei nicht nur 
der Anwendungsvorrang des Unionsrechts als Kollisionsnorm, sondern auch das Konzept 
der Grundrechtsvielfalt zu rücken. Zusammenfassend soll die Untersuchung einen Bei-
trag zur Bildung einer Kohärenzgrundlage sowie -sicherung für die Grundrechtsbindung 
der EUStA bieten.

Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit ist ausschließlich die passivlegitimatorische 
Frage nach dem Grundrechtsverpflichteten und nicht die aktivlegitimatorische Frage hin-
sichtlich der Grundrechtsberechtigung.6 Es gilt, die grundsätzlichen Prinzipien zur Grund-
rechtsbindung der EUStA herauszuarbeiten. Dabei konzentriert sich diese Untersuchung 
weitestgehend auf die Grundrechte der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
(Charta) sowie die des Grundgesetzes.7

Zunächst werden die erforderlichen Grundlagen für den Untersuchungsgegenstand ge-
legt. Nach einer knappen8 Vorstellung zur Institution der EUStA und ihrer funktionalen 
Einordnung in den Europäischen Strafverfolgungsverbund (Einführung A., B.), werden 
die wesentlichen Grundsätze der Bindung an die Grundrechte der Charta und des Grund-
gesetzes referiert (Kapitel 1 B., C.).

Im Mittelpunkt des zweiten Kapitels steht die Untersuchung der Grundrechtsbindung 
des DEStA. Mit Blick auf die im Europäischen Verwaltungsrecht bekannten Koopera
tionsformen (Kapitel 2 C.) wird umfangreich analysiert, welcher Hoheitsgewalt der DEStA 
zuzuordnen ist und welche Grundrechtsbindung daraus folgt (Kapitel 2 D.).

5  Diese Arbeit verwendet aus Gründen der besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum. 
Weibliche und diverse Geschlechteridentitäten werden dabei ausdrücklich mitgemeint.

6  Siehe Baldus, Transnationales Polizeirecht, S. 150; siehe auch Kahl, in: BK-GG, Art. 1 Abs. 3 
Rn. 165.

7  Zur Bindung an die Garantien der EMRK siehe Kapitel 4 E. II.; näher Callewaert, Europe of 
Rights & Liberties/Europe des Droits & Libertés 2021 (1) 3, 20; Esser, in: Herrnfeld/Esser, HbEUStA, 
§ 12 Rn. 166 ff. 

8  Ausführlich im Gesamten die Arbeiten von Wirth, EUStA sowie Rheinbay, EUStA.
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Daraufhin wird die Zusammenarbeit der EUStA mit den nationalen Behörden, die die 
Strafverfolgungsarbeit der EUStA unterstützen, erläutert (Kapitel 3). In Anlehnung an die 
verwaltungsrechtlichen Kooperationsformen lassen sich Einordnungen zur Hoheitsgewalt-
ausübung und zur Grundrechtsbindung treffen (Kapitel 3 C.).

Das vierte Kapitel beleuchtet die in der EUStA-VO auf das nationale Recht verweisen-
den Öffnungsklauseln und ihre Auswirkung auf die Grundrechtsbindung der EUStA. Nach 
grundlegenden Ausführungen zur Systematik des umgekehrten Vollzugs im Unionsrecht 
und der EUStA-VO (Kapitel 4 A.–D.) wird die Reichweite der Verweise auf die Grund-
rechte des Grundgesetzes betrachtet (Kapitel 4 E.). Anschließend folgt eine Auseinander-
setzung mit der Frage des Verhältnisses zwischen der nationalen und der unionalen Grund-
rechtsordnung (Kapitel 4 F.).

Darauffolgend wird die Systematik der fachgerichtlichen Kontrolle der Handlungen der 
EUStA skizziert (Kapitel 5). Hierbei werden die Auflösung des prozessualen Trennungs-
prinzips im EU-Recht durch die Vorgabe des Art. 42 Abs. 1 EUStA-VO und deren Aus-
wirkungen beleuchtet (Kapitel 5 B. I. 1. a), b)). Die abschließende Betrachtung nimmt die 
Option des verfassungsgerichtlichen Rechtsschutzes im Kontext des Strafverfahrens der 
EUStA in den Blick (Kapitel 5 B. II.).

Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung der gefundenen Ergebnisse in Thesen.

A. Grundlagen zur Europäischen Staatsanwaltschaft

I. Hintergrund

Der Haushalt der EU bietet ein erhebliches Angriffspotenzial für Betrügereien auf Aus-
gaben- und Einnahmenseite.9 Hinzu kommt die Erleichterung grenzüberschreitender De-
liktsbegehung aufgrund des europäischen Binnenmarkts und dem freien Waren-, Dienst-
leistungs-, Personen- und Kapitalverkehr.10 Dies führt dazu, dass durch illegale Aktivitäten 
dem EU-Finanzhaushalt jährlich ein Vermögensschaden von circa 1,9 Milliarden Euro 
entsteht.11

Konsequenterweise haben die Schäden zur Folge, dass diverse Projekte der EU auf-
grund fehlender Gelder nicht durchgeführt werden können.12 Der Schutz der finanziellen 
Interessen stellt nicht nur ein Internum der EU dar, sondern betrifft alle Mitgliedsstaaten 

9  Hecker, EUStR, Kap. 13 Rn. 3.
10  Sieber, ZStW 121 (2009), 1 (3 f.); ders., in: Delmas-Marty, Corpus Juris, deutsche Fassung, 

S. 2; siehe auch Kessler, in: Nowak, EPPO and National Authorities, 1; zu den Erscheinungsformen 
der EU-Betrügereien siehe Hecker, EUStR, Kap. 13 Rn. 8 ff.

11  COM(2024) 318 final, Report from the Commission to the Council and the European Parlia-
ment, 35th Annual Report on the Protection of the European Union’s financial interests and the Fight 
against fraud – 2023, S. 16.

12  Ritter, https://www.deutschlandfunkkultur.de/oberstaatsanwalt-ueber-betrug-mit-eu-geldergu​
te.990.de.html?dram:article_id=481885, zuletzt abgerufen am 14. 06. 2025; Schwarzburg/Hamdorf, 
NStZ 2002, 617 (618).

https://www.deutschlandfunkkultur.de/oberstaatsanwalt-ueber-betrug-mit-eu-geldergu te.990.de.html?dram:article_id=481885
https://www.deutschlandfunkkultur.de/oberstaatsanwalt-ueber-betrug-mit-eu-geldergu te.990.de.html?dram:article_id=481885
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